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Wir sind zutiefst beeindruckt von der orangefarbenen Revolution. Die Art, wie dort auf dem Platz der Unabhängigkeit Menschen gegen Manipulation und Lüge protestierten, wie sie fröhlich und letztlich unbesiegbar einem verkrusteten Regime die Stirn boten, sich einfach weigerten, die aufgepfropften verkrüppelten Denkkategorien weiterhin zu akzeptieren - das hat Europa aufgerüttelt und etwas in Erinnerung gerufen, was im Alltagsgrau und Klein-Klein der Berliner (und Brüsseler) Tagespolitik so selbstverständlich geworden ist, dass man es gar nicht mehr zu schätzen weiß: Demokratie, Freiheit, Solidarität und Rechtstaatlichkeit sind die Grundfesten unserer Gesellschaften, und es lohnt sich, für diese zutiefst europäischen Werte zu kämpfen. 

Die Medien berichteten ausführlich und mit großer Sympathie. Die Volksvertretungen – das Europäische Parlament wie auch der Deutsche Bundestag – debattierten und verabschiedeten Erklärungen zur Unterstützung der demokratischen Proteste (ein Schuft, der nicht Orange trug!). Regierungen sind grundsätzlich vorsichtiger, doch auch sie bezogen ungewöhnlich klar Position – „der Wille des Volkes muss unverfälscht zum Ausdruck kommen“, erklärte der deutsche Außenminister Joschka Fischer seit dem 22. November immer wieder. Und der Hohe Repräsentant für Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union, Javier Solana, reiste mit einer klaren Mission nach Kiew: dem wahren Wahlsieger zum Durchbruch zu verhelfen. Kann sich jemand an ähnlich deutliche Positionierungen zugunsten der georgischen Rosenrevolution erinnern, bevor Michail Saakaschwili das Parlament stürmte?


Die Ukraine hat sich ins Bewußtsein der Europäer katapultiert. Kein Wunder dass diese sich jetzt – nach dem friedlichen Machtwechsel, wo der Alltag wieder eingekehrt ist und andere Themen der nationalen und internationalen Politik in den Vordergrund rücken – verwundert die Augen reiben und überlegen, wie das passieren konnte. Spontane Sympathie für mutige Bürger schön und gut, aber wir kennen das Land doch gar nicht! Ist der Wandel wirklich unumkehrbar? Wird Juschtschenko halten können, was er verspricht? 

Schon einmal, Anfang der 90er Jahre, hatten man im Westen große Hoffnungen in die Ukraine gesetzt und geglaubt, sie könne die Transformation schneller als andere osteuropäische Staaten vollziehen. Diese Hoffnungen erfüllten sich nicht. Es liegt nicht an uns, dass wir die Ukraine jahrelang vor allem als „Ex-Sowjetunion“ wahrgenommen haben, Transitland für Drogen, Herkunftsland von Prostituierten, Schwarzabeitern und mafiösen Strukturen. Jahrelang haben unsere Politiker die aufgesetzte Rhetorik ukrainischer Diplomaten und Politiker ertragen müssen, die immer forderten, viel versprachen und nichts davon umsetzten – insbesondere was die postulierte Annäherung an Europa betraf. 

Als einen klugen, starken Elefanten, der endlich erwacht sei, hat Viktor Juschtschenko sein Land in Davos bezeichnet. Elefanten sind nicht nur groß und klug, sondern auch sehr behutsam. Sie würden nie unbedacht vorpreschen, und angesichts ihrer eigenen Kraft haben sie es nicht nötig, ohne Grund laut herumzutrompeten. Im Gegenteil: Sie setzen vorsichtig einen Schritt vor den anderen. Und sie rennen bestimmt nicht gegen eine Felswand an, wenn man diese bequem umgehen kann. 

Im Klartext: Es gibt für die Ukraine keinen Grund, gerade jetzt eine abstrakte Symboldebatte über eine Beitrittsperspektive zur Europäischen Union zu fordern. Denn es besteht das Risiko, in die alte, hinlänglich bekannte psychologische Falle zu geraten - zum Bittsteller zu werden, der sich zurückgestoßen fühlt. Im Vordergrund muss jetzt die konkrete Arbeit, müssen die Reformen stehen. Wichtig ist es auch, enge Kontakte zu den Mitgliedsstaaten zu knüpfen und die Basis der Freunde und Unterstützer zu verbreitern, auch und gerade unter denjenigen, die neuen Erweiterungen nach Osten bisher skeptisch oder ablehnend gegenüberstehen. Professionelle Politik und Diplomatie wird auch versuchen, die Positionen aller anderen zu verstehen und nachzuvollziehen. Doch dies erfordert viel Arbeit, einen langen Atem und ein vorsichtiges Vorgehen.

Die EU hat erklärt, dass sie im Moment nicht bereit ist, eine konkrete Beitrittsperspektive zu eröffnen. Die Gründe dafür sind vor allem in der EU selbst zu suchen: Der Beitritt der zehn meist osteuropäischen Länder ist noch längst nicht verarbeitet. Insbesondere eines dieser Länder – Polen – hat in der schwierigen Debatte um eine Europäische Verfassung keine sehr konstruktive Haltung eingenommen (was milde ausgedrückt ist - in Brüssel würden sie diesbezüglich wesentlich deutlicher werden!). Das Trauma der Uneinigkeit der EU durch den Irak-Krieg ist nicht vergessen. Und vor kurzem wurde beschlossen, Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufzunehmen, wobei das Hauptargument der Befürworter lautete: Wir müssen, denn wir haben es versprochen. Viele, die eine vertiefte auch politische Integration der EU wünschen, fürchten um ihre Vision. Kurz: Die Mitgliedstaaten der EU sind sich nicht einig, die EU wäre derzeit mit einer Diskussion um neue Erweiterungsrunden überfordert.

Die EU-typische Lösung für ein solches Problem ist, sich unausgesprochen darauf zu einigen, ersteinmal nicht darüber zu reden. Und hier greift wieder die Psychologie: Solange die Ukraine ihre Position als die des Bittstellers und "armen Verwandten" begreift, wird sie diese Haltung als Ablehnung verstehen, weiter betteln oder gar fordern und damit riskieren, dass die Tür tatsächlich zugeschlagen wird. Wenn sie aber die Realitäten nachvollzieht, wird sie Verständnis für die bedrängten Partner zeigen, die angebotenen Möglichkeiten voll ausschöpfen und durch Leistung überzeugen (davon gehen die meisten Experten fest aus). Eine Tür bleibt so lange offen, wie sie nicht zugeschlagen wird.

Angesichts dieser Realitäten ist es unklug und nicht zielführend, wenn der Sprecher des ukrainischen Außenministeriums über die internationalen Agenturen die Beschlüsse des Außenministerrats der Europäischen Union vom 31.01.2005 kritisiert und erklärt, die EU "müsse" der Ukraine eine Beitrittsperspektive geben. Er fordert das, wohlgemerkt, nicht etwa nach Jahren erfolgreicher Reformarbeit, nicht einmal nach den ersten hundert Tagen der neuen Administration – sondern in einem Moment, da weder eine Regierung ernannt noch irgend eine Reform konkret auch nur begonnen wurde! 

Europa hat erklärt, dass es die Ukraine bei ihrer Annäherung an europäische Strukturen aktiv und massiv zu unterstützen wird. Europa ist bereit, optimistisch zu sein und zu glauben, dass es dem neuen Präsidenten gelingen wird, tiefgreifende Reformen auf den Weg zu bringen. Er hat es während seiner Zeit als Ministerpräsident gezeigt, und wurde deshalb im Europarat und beim Weltwirtschaftsforum in Davos ja auch begeistert empfangen. Aus eigener Kraft haben die Ukrainer ein autoritäres System abgeschüttelt, friedlich europäische Werte durchgesetzt und sich einen Präsidenten gewählt, der auch international hoch angesehen ist. Sie verfügen also über die besten Voraussetzungen, in der EU für sich zu werben, zu überzeugen. Es gibt also allen Grund, stolz und selbstbewußt in die Zukunft zu blicken. 
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